
VEREINSSTATUTEN

§1 Name, Sitz und Tätigkeitsbereich des Vereins
1. Der Verein führt den Namen Verein MARK für kulturelle und soziale Arbeit.

2. Der Verein hat seinen Sitz in Salzburg-Stadt.

3. Sein Wirkungsbereich erstreckt sich auf das gesamte Bundesgebiet.

4. Die Errichtung von Zweigvereinen ist nicht beabsichtigt.

§2 Zweck des Vereins
Der  Verein  –  eine  Social  Non  Profit  Organisation  –  ist  nicht  auf  Gewinn  gerichtet  und  verfolgt 

ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der §§ 34 ff BAO.

Der Verein verfolgt folgenden Zweck:

1. Förderung von Kunst, Kultur, Bildung und sozialer Teilhabe

2. Förderung von Nachwuchskünstler*innen

3. Förderung eines niederschwelligen Zugangs zur Kultur und Kunst

4.  Förderung  der  kulturellen  Teilhabe  und  demokratischen  Beteiligung  durch  die  Möglichkeit  der 

Mitgestaltung.

§3 Mittel zur Erreichung des Vereinszweckes
1.  Der Vereinszweck soll  durch die in  den Abs.  2 und 3 angeführten ideellen und materiellen Mittel 

erreicht werden.

2. Für die Verwirklichung des Vereinszwecks vorgesehene ideelle Mittel sind 

a)  Veranstaltungen  verschiedener  Art  wie  Lesungen,  Clubbings,  Konzerte,  Tanz,  Theater, 

Ausstellungen, Workshops etc.

b) Diskussions- und Kinoabende und Vorträge

c) die Einrichtung einer Website und/oder sonstiger elektronischer Medien

d) die Einrichtung einer Bibliothek

e) die Einrichtung von Probe- und Aufnahmeräumen

f)  die Einrichtung von Werkstätten, Büros, Lager und Ateliers

g) die Einrichtung von Gemeinschaftsgärten

h)  Publikationen  auf  und  in  verschiedenen  Medien  (zB  Bücher,  Kleidungsstücke,  Bilder, 

Skulpturen, Tonträger, Streaming Plattformen, etc.)

i) die Abhaltung von Wettbewerben

3. Die erforderlichen materiellen Mittel sollen aufgebracht werden durch:

a) Mitgliedsbeiträge

b) Kostenbeiträge für Projekte und Veranstaltungen

c) Subventionen und Förderungen

d) Sponsorgelder

e) Spenden, Sammlungen, Schenkungen, Vermächtnisse

f)  Vermögensverwaltung (zB Zinsen, sonstige Kapitaleinkünfte, Einnahmen aus Vermietung und 

Verpachtung usw.)



g) Erträge aus Vereinsveranstaltungen insbesondere hinsichtlich der regelmäßig stattfindenden 

Veranstaltungen gem Abs. 2 lit  a) und b) aber etwa auch geplante Einzelveranstaltungen (zB 

Sommerfest, etc.)

h) Erträge und Einnahmen aus unternehmerischen Tätigkeiten des Vereins (zB Erträge aus dem 

Betrieb einer gastronomischen Einrichtung, 

aus der Errichtung und den Betrieb eines Kultur- und Veranstaltungslokals, uÄ)

i) Einnahmen aus Publikationen gemäß Abs 2 lit h)    

4. Der Verein bedient sich bei Bedarf Erfüllungsgehilfen (gemäß §40 Abs 1 BAO) und kann auch selbst 

als Erfüllungsgehilfe tätig werden.

Geldmittel  oder  sonstige  Vermögenswerte  können  mit  entsprechender  Widmung  an  gemeinnützige 

Organisationen  (gemäß  §  40a  Z  1  BAO)  weitergeleitet,  sofern  zumindest  ein  übereinstimmender 

Organisationszweck besteht, und für Preise und Stipendien (gemäß § 40b BAO) zur Verfügung gestellt

werden.

§4 Mittelverwendung
Die  Mittel  des  Vereins  dürfen  nur  für  die  in  den  Statuten  angeführten  Zwecke  verwendet  werden. 

Überschüsse  aus  all  diesen  angeführten  Tätigkeiten  müssen  ausschließlich  und  unmittelbar  der 

Förderung der gemeinnützigen Zwecke des Vereins dienen. Die

Mitglieder des Vereins dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine sonstigen 

Zuwendungen aus Mitteln des Vereines erhalten. Gleiches gilt  bei  Ausscheiden aus dem Verein,  bei 

Auflösung oder Aufhebung des Vereins. Es dürfen keine

Personen  durch  Verwaltungsausgaben,  die  dem  Zweck  des  Vereins  fremd  sind,  oder  durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden.

§5 Bildung des Vereins
Der Verein wird durch die Aufnahme von Mitgliedern gebildet und erneuert. Um die Mitgliedschaft können 

sich physische und juristische Personen bewerben.

§6 Arten der Mitgliedschaft
Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in:

1. Vollmitglieder.

2. Mitglieder.

3. Mitglieder auf Zeit.

4. Ehrenmitglieder.

ad 1. Vollmitglieder sind solche, die innerhalb des Vereins eine aktive Funktion einnehmen. Aus den 

Reihen  der  Vollmitglieder  wird  der  Vereinsvorstand  gewählt.  Über  die  Aufnahme  in  den  Verein  als 

Vollmitglied entscheidet der Vorstand mit Zweidrittelmehrheit.

ad 2. Mitglieder erwerben die Vereinsmitgliedschaft durch Aufnahme des Vorstands und Bezahlung eines 

vom Vorstand festzusetzenden Jahresmitgliedsbeitrags.

ad 3. Mitglieder auf Zeit werden formlos von den Mitarbeiter*innen des Vereins nach Entrichtung eines 

Tages- bzw. Jahresmitgliedsbeitrags aufgenommen. Sie erwerben eine auf den jeweiligen Tag bzw. das 



jeweilige Jahr eingeschränkte Mitgliedschaft durch Bezahlung eines vom Vorstand festgesetzten Tages- 

bzw.  Jahresmitgliedsbeitrags.  Diese  berechtigt  zum  Aufenthalt  und  zur  Nutzung  der 

Vereinsräumlichkeiten nach den von Vorstand und Geschäftsführung festgesetzten Bedingungen.

ad 4. Ehrenmitglieder werden über Vorschlag des Vorstands von der Generalversammlung ernannt.

Die Aufnahme von Mitgliedern kann ohne Angabe von Gründen durch den Vorstand verweigert werden.

§7 Rechte und Pflichten der Mitglieder
1. Vollmitglieder besitzen das aktive und passive Wahlrecht in der Generalversammlung.

2.  Mitglieder  besitzen das aktive Wahlrecht  in  der  Generalversammlung.  Sie sind zur  Zahlung eines 

Jahresmitgliedsbeitrags in vom Vorstand festzusetzender Höhe verpflichtet.

3.  Mitglieder  auf  Zeit  haben  besitzen  weder  ein  aktives  noch  passives  Wahlrecht  an  der 

Generalversammlung.  Sie  sind  zur  Entrichtung  eines  Tages-  bzw.  Jahresmitgliedsbeitrags  in  vom 

Vorstand festzusetzender Höhe verpflichtet.

4. Ehrenmitglieder besitzen das aktive Wahlrecht in der Generalversammlung. Ehrenmitglieder sind von 

der Entrichtung eines Mitgliedsbeitrags befreit.

Sämtliche  Vereinsmitglieder  sind  berechtigt,  Einrichtungen  des  Vereins  zu  nutzen  und  an  Projekten 

teilzunehmen. Über die jeweiligen Bedingungen der Nutzung und Teilnahme entscheiden der Vorstand 

und die Geschäftsführung.

Die Mitglieder des Vereins haben die Pflicht, Interessen und Ansehen des Vereins zu wahren.

§8 Beendigung der Mitgliedschaft
Die Mitgliedschaft endet durch den Tod bei physischen und durch den Verlust der Rechtspersönlichkeit  

bei juristischen Personen, weiters durch Austritt oder Ausschluss.

1. Der Austritt ist jederzeit möglich. Bereits geleistete Mitgliedsbeiträge werden nicht rückerstattet.

2.  Der Ausschluss von Mitgliedern erfolgt  auf  Beschluss des Vorstands.  Der Vorstand ist  berechtigt,  

Mitglieder,  welche  den  Vereinszweck  verletzen,  die  Interessen  des  Vereins  schädigen  oder  der 

Beitragsleistung nicht nachkommen, aus dem Verein auszuschließen. Dieser Beschluss ist dem Mitglied 

in geeigneter Form mitzuteilen.

Ausgetretene  bzw.  ausgeschlossene  Mitglieder  können  dem  Verein  gegenüber  keine  Ansprüche 

irgendwelcher  Art  stellen.  Sie  verlieren  alle  aus  dem Vereinsleben erworbenen  Rechte,  sind  jedoch 

verpflichtet, die zum Zeitpunkt des Austritts bzw. Ausschlusses bestehenden Verbindlichkeiten voll  zu 

erfüllen.

3.  Die  Mitgliedschaft  von  Mitgliedern  auf  Zeit  endet  automatisch  mit  Ablauf  des  Beitrittstages  bzw. 

Beitrittsjahres.

4. Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft erfolgt durch die Generalversammlung.

§9 Organe des Vereins
Organe des Vereins sind:

a.) die Generalversammlung (§10)

b.) der Vorstand (§12)



c.) die Geschäftsführung (§14)

d.) die Rechnungsprüfer*innen (§15)

e.) das Schiedsgericht (§16)

§10 Die Generalversammlung
1. Mindestens einmal im Jahr treten alle Mitglieder zur ordentlichen Generalversammlung zusammen. Die 

Generalversammlung ist die „Mitgliederversammlung“ im Sinne des Vereinsgesetzes 2002.

2.  Eine außerordentliche Generalversammlung ist auf Beschluss des Vorstandes oder der ordentlichen 

Generalversammlung oder auf Antrag von mindestens einem Zehntel der Vereinsmitglieder sowie nach 

Maßgabe des § 21 Abs 5 VerG einzuberufen.

3.  Sowohl  zu den ordentlichen wie auch zu den außerordentlichen Generalversammlungen sind alle 

Mitglieder mindestens zwei Wochen vor dem Termin schriftlich mittels an die vom Mitglied an den Verein 

bekanntgegebenen E-Mail oder Telefonnummer einzuladen. Die Anberaumen zur Generalversammlung 

soll unter Angabe der Tagesordnung erfolgen. Anträge zur Generalversammlung haben spätestens drei 

Tage vor der Generalversammlung schriftlich per E-Mail an den Vorstand bzw die Geschäftsführung zu 

erfolgen.

4.  Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  mindestens  die  Hälfte  der  stimmberechtigten 

Mitglieder  anwesend  ist.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  findet  eine  halbe  Stunde  später  die 

Generalversammlung  statt,  die  ohne  Rücksicht  auf  die  Anzahl  der  stimmberechtigten  Mitglieder 

beschlussfähig ist.

5.  Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Obmann/die  Obfrau,  bei  Verhinderung  die 

Stellvertretung.

6. Alle Wahlen und Beschlüsse der Generalversammlung erfolgen mit einfacher Mehrheit. Beschlüsse, 

mit denen der Verein aufgelöst werden soll, bedürfen einer qualifizierten Mehrheit von 2/3 der Stimmen.

7. Eine Übertragung der Stimme ist nicht möglich. 

§11 Aufgaben der Generalversammlung
Der Generalversammlung sind folgende Belange vorbehalten:

1. Feststellung der Beschlussfähigkeit.

2. Genehmigung von Protokollen früherer Generalversammlungen.

3. Entgegennahme von Berichten der Vorstandsmitglieder.

4. Entgegennahme des Kassenberichts.

5. Entgegennahme des Berichts der Rechnungsprüfer*innen.

6. Abstimmung über obige Berichte und Erteilung der Entlastung.

7. Wahl des Vorstands aus den Reihen der Vollmitglieder.

8. Wahl der Rechnungsprüfer*innen.

9. Beschluss des Voranschlags und der Anträge.

10. Verleihung bzw. Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft.

11. Statuten-Änderungen/Vereins-Auflösung.

12.  Festsetzung  der  Höhe  der  Beitrittsgebühr  und  der  Mitgliedsbeiträge  für  ordentliche  und  für 

außerordentliche Mitglieder.

13.  Allfälliges.



§12 Der Vorstand
Der Vorstand besteht aus:

1. Obmann/Obfrau.

2. Kassier*in.

3. mind. 3 Personen und max. 17 Personen.

4. Eine Stimmübertragung ist nicht möglich.

Eine der weiteren Personen übernimmt die Funktion der Obmann-/Obfrau-Stellvertretung, eine andere 

die  der  Kassier*in-Stellvertretung.  Der  Obmann/die  Obfrau  vertritt  den  Verein  nach  außen.  Die 

Funktionsdauer  des  Vorstands  beträgt  2  Jahre;  auf  jeden  Fall  währt  sie  bis  zur  Wahl  des  neuen 

Vorstands.  Der  Vorstand  ist  beschlussfähig,  wenn  mindestens  die  Hälfte  der  Vorstandsmitglieder 

anwesend ist.  Eines der  Mitglieder  muss jedoch der/die Obmann/Obfrau,  der/die Kassier*in  oder  die 

jeweilige Stellvertretung sein. Der Vorstand entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit. Die Mitglieder 

des Vorstands können jederzeit  schriftlich ihren Rücktritt  dem Vorstand gegenüber erklären, bzw. bei 

Rücktritt  des gesamten Vorstands der Generalversammlung gegenüber.  Bei Rücktritt  eines einzelnen 

Vorstandsmitglieds ist der Vorstand berechtigt, für die verbleibende Funktionsdauer aus den Reihen der 

Vollmitglieder eine Person in den Vorstand zu kooptieren.

§13 Aufgaben des Vorstands
Dem  Vorstand  obliegt  die  Leitung  des  Vereins.  Insbesondere  umfasst  der  Aufgabenbereich  des 

Vorstands folgende Agenden:

1. Verwaltung des Vereinsvermögens.

2.  Die Entscheidung über Aufnahme und Ausschluss von Vollmitgliedern mit  Zweidrittelmehrheit und 

Mitgliedern mit einfacher Mehrheit.

3. Die Durchführung der Beschlüsse der Generalversammlung.

4. Die Erstellung des Voranschlags und des Rechnungsabschlusses.

5. Über die Sitzungen des Vorstands sind Beschlussprotokolle zu führen.

6.  Der  Vorstand  entscheidet  in  sämtlichen  Belangen,  die  die  Leitung  von  Vereinseinrichtungen  und 

-projekten  betrifft.  Der  Vorstand  delegiert  Aufgaben  und  Verantwortlichkeiten  nach  Maßgabe  an  die 

Geschäftsführung bzw. Vollmitglieder.

7.  Der  Vorstand ist  Dienstvorgesetzter  der  Geschäftsführung,  die  aus den Reihen der  Vollmitglieder 

bestimmt wird.  

8.  Der  Vorstand  führt  seine  Sitzungen  in  der  Regel  als  erweiterte  Vorstandssitzungen  unter 

Miteinbeziehung der Vollmitglieder.

9. Kassa-Angelegenheiten werden zweifach unterfertigt. In der Regel von Obmann/Obfrau und Kassier*in 

bzw. von der Geschäftsführung.

§14 Die Geschäftsführung
1.  Der  Vorstand  kann  bestimmte  oder  einen  bestimmten  Kreis  von  Angelegenheiten  der 

Geschäftsführung  zur  selbstständigen  Erledigung  übertragen.  In  diesen  Angelegenheiten  obliegt  der 

Geschäftsführung die  Vertretung des Vereines,  insbesondere nach außen,  gegenüber  Behörden und 

dritten Personen. 



2. Die Geschäftsführung besorgt die laufenden Geschäfte. Sie besteht aus einer Person und hat dem 

Vorstand regelmäßig über die Ihr übertragenen Vereinsangelegenheiten zu berichten.

3. Die Geschäftsführung nimmt an den Vorstandssitzungen teil. Sie hat in den Vorstandssitzungen ein 

Antragsrecht  und  bei  Abstimmungen in  Vorstandssitzungen ein  Stimmrecht.  Das in  §  12  angeführte 

Konsens- sowie Präsenzquorum gilt unter Miteinbezug der Geschäftsführung.

4. Die Funktionsdauer der Geschäftsführung wird auf unbestimmte Dauer festgelegt.

§15 Die Rechnungsprüfer*innen
Von  der  Generalversammlung  werden  mindestens  2  Rechnungsprüfer*innen  gewählt,  die  nicht  dem 

Vorstand angehören. Die Funktionsdauer beträgt 2 Jahre. Aufgabe der Rechnungsprüfer*innen ist es, die 

Kassa-Prüfungen durchzuführen und den Rechnungsabschluss des Vereins zu überprüfen. Sie haben 

darüber der Generalversammlung zu berichten.

§16 Das Schiedsgericht
In  Streitigkeiten  aus  dem Vereinsverhältnis  entscheidet  das  Schiedsgericht.  Das  Schiedsgericht  wird 

gebildet,  indem  jeder  Streitteil  ein  Vereinsmitglied  zum/zur  Schiedsrichter*in  wählt.  Die  beiden 

Schiedsrichter*innen  wählen  ein  drittes,  nicht  beteiligtes  Mitglied  zum/zur  Vorsitzenden  des 

Schiedsgerichts.  Das  Schiedsgericht  trifft  bei  Anwesenheit  aller  Schiedsrichter*innen  mit  einfacher 

Stimmenmehrheit eine Entscheidung. Entscheidungen des Schiedsgerichtes sind vereinsintern endgültig. 

Über  die  Verhandlung ist  ein  Protokoll  zu  führen,  das  von allen  Mitgliedern  des  Schiedsgerichts  zu 

unterfertigen ist.

§17 Auflösung des Vereins
1.  Die  freiwillige  Auflösung  des  Vereins  kann  nur  in  einer  zu  diesem  Zweck  einberufenen 

außerordentlichen  Generalversammlung  und  nur  mit  Zweidrittelmehrheit  der  abgegebenen  gültigen 

Stimmen beschlossen werden. 

2. Diese Generalversammlung hat auch - sofern Vereinsvermögen vorhanden ist - über die Liquidation zu 

beschließen. Insbesondere hat sie eine*n Liquidator*in zu berufen und Beschluss darüber zu fassen, 

wem dieser das nach Abdeckung der Passiven verbleibende Vereinsvermögen zu übertragen hat.

3.  Bei  Auflösung des Vereins  oder  bei  Wegfall  des bisherigen begünstigten Vereinszweckes ist  das 

verbleibende  Vereinsvermögen  einer  gemeinnützigen  Organisation  zu  übertragen,  die  gleiche  oder 

ähnliche Zwecke verfolgt wie der Verein MARK für kulturelle und soziale Arbeit, und die dieses Vermögen 

ausschließlich für gemeinnützige Zwecke iSd §§ 34ff BAO zu verwenden hat.

4. Der letzte Vereinsvorstand hat die Freiwillige Auflösung binnen vier Wochen nach Beschlussfassung 

der zuständigen Vereinsbehörde schriftlich anzuzeigen.

           

       Salzburg, 19.10.2026


